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Die Nettozuwanderung in die Schweiz, die seit 2007 
im Schnitt jedes Jahr mehr als 75 000 Personen 
 betrug, hat eine Vielzahl wirtschaftlicher, politischer 
und sozialer Wirkungen. Aus ökonomischer Sicht 
sind drei Punkte bedeutsam.

q Erstens: Die Vorteile der Zuwanderung werden 
zum überwiegenden Teil von Managern und Eigentü-
mern von Firmen vereinnahmt. Darum bemühen sich 
vor allem die Firmen und ihre politischen Vertreter, 
aus deren Sicht zu Recht, um die Beibehaltung der 
Personenfreizügigkeit. Die Nachteile – überfüllte Zü-
ge, Strassenstaus, steigende Mieten, Einwanderung in 
die Sozialwerke, Bürokratisierung des Arbeitsmark-
tes, Wachstum des öffentlichen Sektors etc. – werden 
von der Allgemeinheit getragen. Die Anreizstrukturen 
aus einer Konzentration der Vorteile bei wenigen und 
einer Streuung der Nachteile über die ganze Bevölke-
rung führen zu einer zu grossen Einwanderung.
q Zweitens: Die Schweiz ist für ausländische Arbeit-
nehmer, aber auch für Personen, die hier nicht arbei-
ten möchten, ein Honigtopf mitten in Europa. Heute 
ist der Zutritt zu diesem Honigtopf gratis, teilweise 

wird er sogar noch subven-
tioniert. Auch hier gilt, dass 
Güter, die erstrebenswert und 
frei zugänglich sind, über-
nutzt werden. Und auch hier 
gilt, dass die Nutzung eines 
solchen Gutes rationiert wer-
den muss, wenn die Einwan-
derer den Honigtopf, den die 
Inländer gefüllt haben, nicht 

leeren sollen. Welches Rationierungssystem, z. B. 
 Versteigerung von Quoten, zur Anwendung kommen 
soll, muss analysiert und diskutiert werden.
q Drittens: Die Mobilität der Produktionsfaktoren, 
unter anderem die Personenfreizügigkeit, spielt 
 innerhalb der EU, gerade weil zwischen den Euro-
ländern kein Wechselkurs mehr existiert und es nur 
einen vergleichsweise unbedeutenden Finanzaus-
gleich gibt, eine zentrale Rolle des wirtschaftlichen 
Ausgleichs und damit der Integration. Gegenüber der 
Schweiz ist dieses prinzipielle Argument von unter-
geordneter Bedeutung, da wir einen – momentan 
zwar nur in einer Richtung – freien Wechselkurs 
 haben. Auf keinen Fall kann dieses Argument dazu 
dienen, eine Zuwanderung, die um Faktoren grösser 
ist als in allen EU-Ländern, zu rechtfertigen.

Es ist begreiflich, dass die EU angesichts solcher 

fundamentaler Argumente bereits wieder droht. 
Aber die Schweiz hat keine andere echte Wahl, als 
die Zuwanderung unter eigene Kontrolle zu bringen; 
wohl besser jetzt als in fünf oder zehn Jahren.
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Argentinisches Pferdefleisch: Basler 

Staatsanwalt ermittelt gegen Importeur

Gegen die Basler Fleischhändlerin GVFI läuft ein 

Strafverfahren. Die Anzeige eingereicht hat der 

 Zürcher Tierschutzbund Ende November. Der 

 Verdacht: Die GVFI importiere argentinisches Pferde- 

fleisch, das zum Teil von gestohlenen Sporttieren 

stamme, die mit Medikamenten behandelt worden 

seien. Die SonntagsZeitung berichtete darüber. (CHA)

Economiesuisse: Thomas Pletscher  

hat sich nicht als Direktor beworben

Im Artikel «Niemand will die zweite Wahl sein» vom 

15. Dezember stand, Economiesuisse-

Geschäftsleitungsmitglied Thomas Pletscher –  

interner Bewerber in der ersten Runde für den  

vakanten Posten als Verbandsdirektor – habe  

sich zurückgezogen. Pletscher hält fest, dass er für 

diese Stelle gar nie zur Verfügung gestanden habe. 

BERLIN Die deutsche Wirtschaft 
erhält bei der Finanzierung der 
Energiewende milliardenschwere 
Rabatte, Firmen mit hohem 
Stromverbrauch sind weitgehend 
von Abgaben für den Ökostrom-
ausbau befreit. Die EU-Kommis-
sion hält das für unzulässig und 
eröffnete diese Woche ein Ver-
fahren gegen Deutschland. Sollte 
sich die Kommission durchsetzen, 
gerieten auch die in der Schweiz 
geplanten Rabatte für die Wirt-

schaft in Gefahr, sagt Urs Meister, 
Energieexperte der liberalen 
Denkfabrik Avenir Suisse. 

Die EU wehrt sich dagegen, 
dass alle Firmen ab einer be-
stimmten Stromintensität oder 
einem gewissen Stromverbrauch 
von Ausnahmen profitieren. «Die 
EU fordert eine stärkere Fokus-
sierung auf Unternehmen, die tat-
sächlich im Konkurrenzkampf 
mit Firmen ausserhalb der EU ste-
hen», sagt Meister. Die Schweiz 

sieht im Umfeld der neuen Ener-
giestrategie aber auch Entlastun-
gen für stromintensive Unterneh-
men vor. «Und diese sind eben-
falls wenig differenziert», warnt 
Meister. Die Regelung im revi-
dierten Energiegesetz berücksich-
tige etwa nicht, welche Rolle der 
internationale Handel in einem 
bestimmten Sektor spiele. Ange-
sichts dessen, dass die Schweiz 
ein bilaterales Stromabkommen 
mit der EU abschliessen will, 

«würde ein Nein der EU zur deut-
schen Regelung auch die Schwei-
zerische Version verunmöglichen», 
so Meister. «Viele Firmen müss-
ten mit höheren Strompreisen 
rechnen.» Energieexperte Kurt Lanz 
vom Wirtschaftsdachverband Eco-
nomiesuisse teilt diese Befürch-
tung nicht. «Die in der Schweiz 
angedachten Rabatte sind nach-
vollziehbarer und plausibler als 
das in Deutschland angewandte 
System», sagt er. JÜRG MEIER

EU-Verfahren mit Konsequenzen für Schweiz 
Ein Verbot der deutschen Ökostromrabatte für die Wirtschaft würde auch hiesige Unternehmen treffen

«Ich bin nicht so 
pessimistisch wie andere» 
Der angehende Axpo-Chef Andrew Walo über die Probleme der Versorger

VON JÜRG MEIER

LUZERN Nächsten Februar über-
nimmt Andrew Walo von Heinz 
Karrer den Chefposten beim Nord-
ostschweizer Stromriesen Axpo. 
Walo ist seit zehn Jahren Chef der 
Axpo-Tochter CKW. Er kennt den 
Konzern also bestens und hat des-
sen Strategie in den letzten Jahren 
mitgeformt. Grosse Sprünge wird 
Walo bei der Axpo allerdings nicht 
machen können, wie Verwaltungs-
ratspräsident Robert Lombardini 
sagt. «Die Axpo braucht keine  
euphorische Vorwärtsstrategie, in 
der sie im grossen Stil in neue  
Geschäftsfelder vordringt.» Es  
kämen schwierige Jahre auf den 
Konzern zu. «Walo muss dafür 
sorgen, dass die Bilanz der Axpo 
weiterhin stark bleibt», so Lom-
bardini weiter. 

Im Unterschied zur Konkur-
renz hat die Axpo milliardenhohe 
Reserven. Walo muss diese über 
die Runden bringen, bis es der ge-
beutelten Strombranche wieder 
besser geht. Dafür ist er gerüstet, 
er gilt als Schnelldenker und als 
hervorragender Analytiker.

Es heisst aber auch, er könne 
undiplomatisch sein und auf sei-
ner Meinung beharren – ein Cha-
rakterzug, der in der politisierten 
Energiewelt nicht immer gut an-
kommt. Verwaltungsratspräsident 
Lombardini sagt, ihm sei es lieber, 
der neue Chef rede nicht um den 
heissen Brei herum. «Dennoch 
haben wir dieses Thema disku-
tiert. Wir wollen dafür sorgen, 
dass er in dieser Hinsicht Vorsicht 
walten lässt.» Walo selber sagt, er 
gebe wenig auf solche Etikettie-
rungen. «Ich bin mir aber sehr 
wohl bewusst, dass der Umgang 
mit der Politik im Vergleich zu 
meiner heutigen Position noch 
wichtiger sein wird.»

Laut dem Axpo-Verwaltungs-

ratspräsidenten kommen harte 

Zeiten auf das Unternehmen 

zu. Wie geht es der Schweizer 

Strombranche?

Es geht ihr ähnlich schlecht wie 
der ganzen europäischen Branche. 
Wegen der tiefen Grosshandels-
preise haben alle Unternehmen 
Schwierigkeiten, die Kraftwerke 
besitzen. Heute liegen die Gross-
handelspreise oft tiefer als die Pro-
duktionskosten der Kraftwerke.
Haben die Schweizer  

Strom firmen in ihrer  

heutigen Form eine Zukunft?

Schwankungen gehören zur Na-
tur des extrem langfristig angeleg-

ten Energiegeschäftes. Ich bin 
nicht so pessimistisch wie andere. 
Wir hatten schon 2001/02 tiefe 
Grosshandelspreise.
Heute sind die Rahmen-

bedingungen aber andere. 

Ja, der Einfluss der Politik hat zu-
genommen. Wir sind auf dem Weg 
zu einem System, in dem sogar 
grosse Wasserkraftwerke auf Sub-
ventionen angewiesen wären, um 
kostendeckend zu produzieren. 
Es lohnt sich, innezuhalten und 
gut zu überlegen, ob dieser Weg 
wirklich zu einer sicheren, wett-
bewerbsfähigen und klimaneu-
tralen Stromversorgung führt.
Was wäre die Alternative? 

Der Markt. Wenn alle Kunden 
den Anbieter frei wählen könn-
ten, setzten sie die richtigen Sig-
nale für die Stromproduzenten. 
Die müssen sich nach der Decke 
strecken oder sie verschwinden. 
Da sind wir heute auf dem Holz-
weg. Man richtet überall Subven-
tionstöpfe ein und merkt nicht, 
dass das kein Ende mehr nimmt. 
Ich bin gegen weitere Subventio-

nen, etwa für grosse Wasserkraft-
werke, und gegen die Einrichtung 
von Kapazitätsmärkten, die Geld 
für das Bereithalten von Kraft-
werken zahlen.
Die Schweiz hat 800 Stromver-

sorger, gleich viel wie Deutsch-

land. Ist das nicht ineffizient?

Ich bin überzeugt, dass es in der 
Schweiz auch in 20 Jahren noch 
50 oder mehr Unternehmen ge-
ben wird, die Strom verkaufen. 
Ob von den heute 800 Unterneh-
men alle kosteneffizient und kun-
dennahe genug sind – da darf man 
hingegen Fragezeichen setzen.
Die Schweizer Wasserkraft 

steht finanziell massiv unter 

Druck. Ist Besserung in Sicht?

Die Situation ist äusserst an-
spruchsvoll. Bei den heutigen tie-
fen Marktpreisen haben nicht nur 
die Pumpspeicherkraftwerke Pro-
bleme. Auch alle anderen Anla-
gen wie etwa die Kraftwerke in 
Flüssen haben zu kämpfen. Ich 
sehe das als eine der grossen He-
rausforderungen. Dabei ist Ener-
gie aus Wasser erneuerbar und 

planbar. Sie ist das Herzstück der 
Schweizer Stromproduktion. 
Wenn sie nicht mehr rentabel ist, 
dann wurde in der Ausgestaltung 
des Energiemarktes etwas ganz 
Grundsätzliches falsch gemacht.
Was kann man machen,  

um die Zukunft der Schweizer  

Wasserkraft zu sichern?

Es braucht auch hier mehr Markt. 
Alle, die umweltfreundlichen 
Strom planbar ins Netz einspei-
sen – so wie die Wasserkraftwer-
ke –, sollen dafür wieder belohnt 
werden.
Das ist die Theorie. Doch 

 in der Praxis ist eine solche 

Anpassung nicht in Sicht. 

Ich bin Optimist. Ein Hauptgrund 
für die schlechte Lage der Wasser-
kraft sind die massiven Subventio-
nen in Deutschland. Das Land hat 
aber erkannt, dass es die Ziele der 
Energiewende so nicht erreicht. 
Deutschland hat heute einen 
schmutzigeren, teureren und un-
sichereren Strommix als vor zwei,  
drei Jahren. Es gibt darum Bemü-
hungen, das zu ändern.

Andrew Walo in der Unterstation Ruopigen LU: «Mehr Markt anstelle der Subventionstöpfe» FOTO: KEYSTONE


